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Notruf 144: Eine verletzte Frau trifft mit der Ambulanz in der Tiefgarage des Inselspitals in Bern ein. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Markus Brotschi

—Wie stark ist die Zunahme
der Notfälle in den Spitälern?
Manche Spitälerverzeichnen eine
Verdopplung derKonsultationen
innert eines Jahrzehnts. Im Not-
fallzentrum des Berner Insel-
spitalswerden rund 60’000Kon-
sultationen pro Jahr registriert,
vor zehn Jahren waren es noch
35’000. Im Spital Limmattal in
Schlieren ZHhat sich die Zahl der
Notfallpatienten in den letzten
zehn Jahrenverdoppelt – auf rund
30’000 pro Jahr.Obwohl das Spi-
tal erneuert und ausgebaut wur-
de, ist das Notfallzentrum nach
drei Jahren schonwiederzu klein.
Das ZürcherUnispital rechnet für
dieses Jahrmit über 45’000 Not-
fallkonsultationen, vor zehn Jah-
ren waren es noch rund 36’000.
Die Notfallaufnahme des Basler
Unispitals vermeldet in diesem
Jahr eine weitere Zunahme der
Notfälle um10Prozent gegenüber
2019, dem letzten vergleichbaren
Jahr. Denn 2020 und 2021 waren
die Zahlenüberall rückläufig,weil
ein Teil der Patientenwegen Co-
rona die Notfallstationen mied.

—Welches sind die Gründe
für die Überlastung?
Stark zugenommen hat die Zahl
komplexerFällevonPatientenmit
Mehrfacherkrankungen. Diese
Zunahme gehe vor allem auf die
AlterungderBevölkerung zurück,
sagt Rita Sager-Dübendorfer,me-
dizinische Leiterin des Notfall-
zentrums im Spital Limmattal.
«Die Bevölkerung in der Schweiz
wird älterund kränker.»Das Ber-
ner Inselspital spricht Patienten,
deren akutes gesundheitliches
Problemzwarnurklein odermit-
telgross sei, die abereine komple-
xe Krankengeschichte hätten.
Dies führt zu grossem Aufwand

auf derNotfallstation,weil gerade
bei komplexen Fällen die Grund-
abklärungen gemacht werden
müssen, etwa die Untersuchung
von Urin- und Blutproben, Elek-
trokardiogramme oder radio-
logische Abklärungen.

Ein weiterer Grund für den
Ansturm ist derMangel anHaus-
arztpraxen. ImmerwenigerMen-
schen haben eine Hausärztin
oder einenHausarzt. EinTeil der
Patientenwill zudemnichtmehr
während derArbeitszeit zur ärzt-

lichen Konsultation. Auch kennt
einTeil der ausländischen Bevöl-
kerung das Hausarztsystem der
Schweiz nicht. Manche suchen
die Notfallstation auf,weil in ih-
rem Herkunftsland Spitäler als
Erstanlaufstelle fungieren. Frü-
her habe man diesen Menschen
empfohlen, sich eine Hausarzt-
praxis zu suchen, sagt Rita Sa-
ger-Dübendorfer.Doch aufgrund
des Hausärztemangels sei dies
nicht mehr so einfach.

—Wie gross ist derAnteil
an Bagatellfällen?
Alle angefragtenNotfallstationen
geben an, dass die eigentlichen
Bagatellfälle nur einen kleinen
Teil derKonsultationen ausmach-

ten. Der Anteil sei mit 5 Prozent
über die Jahre hinweg stabil ge-
blieben, heisst es im Spital Lim-
mattal. «Es gibt Leute, diewegen
eines Sonnenbrands den Notfall
aufsuchen», sagtNotfallärztin Sa-
ger-Dübendorfer.Gelegentlich sei
sie erstaunt darüber,welcheWar-
tezeiten Patientenmit leichteren
Erkrankungen in Kauf nähmen.
Bei einemTeil der Jüngeren stellt
sie zudem eine abnehmende
Eigenverantwortung fest. Man
wolle etwa bei Erbrechen sofort
eine Abklärung. Es kämen auch
Patientinnen und Patienten, die
fürdenArbeitgeber einArztzeug-
nis benötigten und keinenHaus-
arzt hätten oder bei diesem kei-
nen Termin erhielten.

—Welche Fälle kommen
in die Notaufnahme?
Die Erkrankungen oder Verlet-
zungen, die auf Notfallstationen
behandelt werden, können akut
lebensbedrohend, mittelschwer
oder auch nur geringfügig sein:
DasBehandlungsspektrumreicht
von derReanimation bis zur ein-
fachenWundversorgung.Patien-
ten auf den Notfallstationen
werdennach ihremSchweregrad
und der Dringlichkeit eingeteilt
(Emergency Severity Index).
Schwere Notfälle haben den
Schweregrad 1, leichtedenSchwe-
regrad 4 oder 5. In den meisten
Spitälernwerden Fälle mit Index
4 und 5 in einem separaten Be-
reich behandelt, etwa in einer
Notfallpraxis, die einer erweiter-
ten Hausarztpraxis entspricht.

Ein Teil der Notfallpatienten
könnte in Hausarztpraxen be-
handelt werden, doch sind diese
häufig überlastet. Notfallärztin
Sager-Dübendorfer nennt zwei
Beispiele: Bei einer tiefen Schnitt-
verletzung am Finger sei die Be-
handlung zwar dringlich. «Das
muss innerhalb von sechs Stun-

den behandelt werden, aber es
braucht nicht die Infrastruktur
einerNotfallstation.» Ein Patient,
der in den letzten Monaten un-
gewollt zehn Kilo abgenommen
habe, brauche zwardringendAb-
klärungen, da eine Krebserkran-
kungvorliegen könnte.Aber die-
se Abklärungen müssten nicht
notfallmässig durchgeführtwer-
den. Dennoch kommen solche
Patienten in die Notfallstation,
weil beispielsweise ihr Leiden
nach zu langemZuwarten plötz-
lich akut wird.

—Welche Rolle spielt
der Pflegenotstand?
Der Personalmangel in den Spi-
tälern trägt indirekt zur Überlas-
tung derNotfallzentren bei. Pati-
enten, die eigentlich vom Notfall
auf die Bettenstationverlegtwer-
den sollten, belegen die Notfall-
betten, weil ein Mangel an stati-
onären Betten herrscht, da diese
teilweisewegen fehlenderPflege-
fachpersonen stillgelegtwurden.
Aber auch die Notfallzentren
selbst bekundenMühe,Personal-
abgänge zu ersetzen. Die Gründe
seienderSchichtbetrieb,dieHek-
tikunddiehoheArbeitsbelastung,
sagt Sager-Dübendorfer.

—Was unternimmt die Politik?
ImParlament ist einVorstoss der
Grünliberalen hängig, der die
Einführung einer Notfallpau-
schale von 50 Franken verlangt.
Bezahlen sollen diese alle, die ei-
nen Spitalnotfall aufsuchen. Die
Gebühr soll verhindern, dasswe-
genBagatellen dieNotaufnahme
aufgesucht wird. Ausgenommen
von der Gebühr wären unter
16-Jährige sowie Patientinnen
und Patienten, die auf ärztliche
Zuweisung in die Notfallstation
kommen.Befreitwären auch jene,
bei denen nachfolgend eine sta-
tionäre Behandlung nötig wird.

Warumdie Notaufnahmen
überlastet sind
Spitäler am Anschlag Die Zahl der Notfälle in den Schweizer Spitälern nimmt stetig zu.
Das sind die Hauptgründe für den Ansturm.

«Es gibt Leute,
die wegen eines
Sonnenbrands
denNotfall
aufsuchen.»
Rita Sager-Dübendorfer
Notfallärztin

Ukraine Der Bundesrat hat den
Schutzstatus S für ukrainische
Flüchtlingenicht aufgehobenund
dieUnterstützungsmassnahmen
um ein weiteres Jahr verlängert.
Eine nachhaltige Stabilisierung
der Lage in der Ukraine sei auf
absehbare Zeit nicht zu erwarten,
begründete die Regierung den
Entscheid. Der Schutzstatus S
werde deshalb nicht vor dem
4.März 2024 aufgehoben, sofern
sich die Lage bis dahin nicht
grundlegend ändere. Damitwol-
le der Bundesrat Klarheit schaf-
fen für die Schutzsuchenden, die
Kantone, Gemeinden und die
Arbeitgeber, teilte er gesternmit.

Der Bundesrat hatte im ver-
gangenen März erstmals den
Schutzstatus S zur Aufnahme
schutzbedürftigerMenschen aus
der Ukraine aktiviert. Bisher
wurde rund 68’000 Personen der
Schutzstatus gewährt. (sda)

Schutzstatus S
wird verlängert

Die Schweiz bereite sich auf ei-
nen «Hungerwinter» vor. Das
Land könnte bald während Ta-
gen ohne fliessendesWasser und
Stromund funktionierendenÖV
sein. Dies und einiges mehr sagt
die in Lausanne lebende Russin
Victoria Petrowa in einemVideo,
das auf dem russischen Nach-
richtenportal «Life» erschienen
ist. Das Video wurde zusammen
mit einem Artikel publiziert, in
dem die Situation der Schweiz
mitunter mit dem Fehlen von
russischem Gas in Verbindung
gebracht wird.

Als Beweis für ihre Darstel-
lung hält Petrowa im Video die
Informationsbroschüre «Kluger
Rat – Notvorrat» in die Höhe.
Diese sei von der Schweizer Re-
gierung gerade an die Bevölke-
rung verschicktworden, sagt sie.
Die Broschüre hat jedoch nichts
mit demnächstenWinter zu tun,
wie das Bundesamt für Landes-
versorgung (BWL) auf Anfrage
bestätigt. Sie wurde schon vor
Jahren publiziert und weder ak-
tiv beworben noch an die gesam-
te Bevölkerung verschickt.

Diese Zeitunghat amDienstag
ein erstesMal über dasVideo be-
richtet. In den Tagen davor hatte
Petrowa, die als Beruf Journalis-
tin und Fernsehproduzentin an-
gibt, nicht auf Anfragen dazu re-
agiert.Nach Erscheinen desArti-
kels hat sie sich nun gemeldet: In
einer ausführlichen Stellungnah-
me bezeichnet sie den in ihrer
Heimat erschienenen Artikel zu
ihrem Video als «Albtraum». Sie
bestreitet, eine russische Desin-
formationskampagne zu unter-
stützen, sondern sieht sich viel-
mehr selbst als Opfer der Kriegs-
propaganda ihres Landes.

«Ich habe dort nie
politische Berichte gemacht»
Petrowa schreibt: «Zuletzt arbei-
tete ich für den russischen
Staatssender NTV, habe ihn und
die Hauptstadt Moskau aber im
November 2021 verlassen und
bin nach Grossbritannien gezo-
gen, weil ich im Medienunter-
nehmen fast verrückt geworden
bin. Ich arbeitete als Produzen-
tin auf derNachrichtenabteilung,
aber habe dort nie politische Be-
richte gemacht.» Doch wie kam
es zum im Lausanne produzier-

ten Beitrag über die angebliche
Hungerkrise in der Schweiz?

Gemäss der Darstellung von
Petrowa hat ein ehemaliger Ar-
beitskollege aus Russland sie auf
die BWL-Broschüre aufmerksam
gemacht. Der Kollege habe die
Broschüre in der Folge direkt
beimBWLinBern bestellt und an
ihre Schweizer Adresse schicken
lassen.BeimMedienportal «Life»
habe man sie dann gebeten, das
Dokument zu lesen und in einem
Video über den Inhalt zu spre-

chen.Sie habenicht gewusst,dass
das Newsportal das Video je pu-
blizieren würde. Ein Produzent
habe sich mittlerweile auch bei
ihr entschuldigt, sagt Petrowa.
IhrenAufforderungen, dasVideo
zukürzenundvorallemdasEnde
rauszuschneiden, sei man den-
noch nicht nachgekommen. So-
wieso sei dasVideo «eineKonver-
sation unter Freunden». Für die
Betrachter wirkt es jedoch wie
eine Präsentation harter Fakten.

Sie sei glücklich, in der
Schweiz zu sein, und glaube
nicht, «dass wir alle frieren und
hungern werden», schreibt
Petrowa. Vom russischen Infor-
mationskrieg gegen denWesten
distanziert sie sich. Zur Ukraine
hat sie gemäss ihrer Darstellung
enge Verbindungen. Sie habe an
einerUniversität in Kiewstudiert.

Philippe Reichen, Lausanne

Sie sieht sich als Opfer
russischer Propaganda
Desinformation Victoria Petrowa berichtete
von einemHungerwinter in der Schweiz.

«Ichwusste nicht,
dass das Video
je veröffentlicht
wird.»

Victoria Petrowa
Journalistin

Energie Hätte die Schweiz Spei-
cher fürErdgas, Biogas undWas-
serstoff, würde das der sicheren
Versorgung dienen. Der Bund
will deshalb zusammen mit der
Branche prüfen, ob solche Spei-
cher gebautwerden könnten. Bei
denGasversorgern dürfte das auf
offene Ohren stossen.

Der Bundesrat nahm gestern
einen Bericht zum Bau von Gas-
speichern im Inland zur Kennt-
nis. Das Papier zeige, dass saiso-
nale Speichermöglichkeiten für
Erdgas, Biogas oder Wasserstoff
derVersorgungssicherheit dienen
könnten, schrieb das Bundesamt
fürEnergie.Die Landesregierung
lässt deshalb nun die rechtlichen
und finanziellen Rahmenbedin-
gungen fürdenBauvonGasspei-
chern im Inland abklären. ImVor-
dergrund stehen saisonale Spei-
cher, und zwar insbesondere im
Untergrund. (sda)

Gasspeicher-Bau
wird geprüft

9

Wirtschaft
Donnerstag, 10. November 2022

Der Bund kann Verträge für den
EinsatzvonNotstromgruppen im
kommendenWinter abschliessen
unddamit die Energieversorgung
derSchweiz stärken.DerBundes-
rat hat gestern die weiteren Ar-
beiten zurUmsetzung dieserRe-
serve gutgeheissen. Ziel ist es,
möglichst schnell Notstromgrup-
pen mit einer Leistung von ins-
gesamt rund 280 Megawatt un-
ter Vertrag zu nehmen. Abge-
schlossen werden sollen diese
Verträge mit Pooling-Verant-
wortlichen und Besitzern von
Notstromgruppen, und dies

möglichst rasch,wie das Bundes-
amt für Energie (BFE) mitteilte.

DerBundesrat beantragt dazu
einen dringlichenNachtragskre-
dit von 31,5 Millionen Franken.
Darüber hat die Finanzdelegati-
on der Räte zu entscheiden. Mit
dem Geld sollen das Pooling der
Notstromgruppen und der An-
schluss an die Strommarktpro-
zesse von Swissgrid abgegolten
werden und ebenso die Betriebs-
bereitschaft der Anlagen.

Enthalten sind im dringlich
beantragten Nachtragskredit
zehn Millionen Franken für zu-

sätzliche Lärmschutzmassnah-
men beim Reservekraftwerk in
Birr AG sowie fünf Millionen
Franken zur Integration des
Kraftwerks in die Plattform des
Betreibers.

Ein Pooling-System
Notstromgruppen werden heute
zumBeispiel vonGemeindenver-
wendet,umbei einemAusfall des
öffentlichen Netzes die Versor-
gung von Rechenzentren oder
Trinkwasserpumpen sicherzu-
stellen. Sollen Notstromgruppen
der Stärkung der Energieversor-

gungdienen,werden sie zu einem
Pool zusammengeschlossen.

Sobald die Verträge mit Poo-
ling-Verantwortlichen stehen,
will das BFE deren Namen be-
kanntgeben. Besitzer von grös-
serenNotstromgruppenwill das
Bundesamt dann aufrufen, sich
bei den Poolern zu melden.

Voraussetzung für ein Pooling
ist, dass die Notstromgruppe
eine gewisse Leistung erbringt –
«idealerweise über ein Mega-
watt»,wie das BFE schreibt.Wei-
termuss dieAnlage parallel zum
Netz betrieben werden können,

und siemuss Brennstoffreserven
für 24 bis 48 Stunden haben.

Lärmschutzmassnahmen
Das Departement für Umwelt,
Energie,Verkehr und Kommuni-
kation (Uvek) plant auch für die
nächsten Winter. Es beantragt
für die Zeit bis 2026 zusätzliche
46,5 Millionen Franken.Mit die-
semVerpflichtungskredit sollen
das Pooling und die Bereitstel-
lung von Notstromgruppen fi-
nanziert werden – soweit diese
gebrauchtwerden. Auchwill das
Uvek den Verpflichtungskredit

für das Reservekraftwerk in Birr
um 15 Millionen Franken er-
höhen. Im Vordergrund steht
auch hier der Lärmschutz. Zu-
dem beantragt das Departement
für die Energiesparkampagne
weitere zehnMillionen Franken.

Der Einsatz von Notstrom-
gruppenwird in derWinterreser-
veverordnung geregelt, die der
Bundesrat imOktober in eineVer-
nehmlassung schickte und die er
bis Ende 2026 befristen will. Sie
soll so rasch wie möglich von
einerRegelung auf Gesetzesstufe
abgelöst werden. (sda)

Bund kann Verträge für Notstromgruppen imWinter unterzeichnen
Energieversorgung Zur raschen Umsetzung der Pläne hat der Bundesrat gestern einen dringlichen Nachtragskredit beantragt.

Bianca Lüthy

Der Wind im Schweizer Immo-
bilienmarkt hat gedreht. Wäh-
rend es noch vor einem halben
Jahr günstig war, eine Hypothek
abzuschliessen, sehen sich
Hypothekarnehmerinnen und
Immobilienkäufer jetzt plötzlich
mit einer ganz anderen Lage
konfrontiert

Aufgrund der Anhebung des
Leitzinses durch die Schweizeri-
sche Nationalbank erst von 0 auf
0,25, dann auf 0,5 Prozent sind
auch die Zinssätze für Hypothe-
ken deutlich angestiegen. Wer
vergangenes Jahr eine Festhypo-
thekmit einerLaufzeit von 10 Jah-
ren abschloss, bekam diese für
durchschnittlich 1,4 Prozent.

Für Haus- und Wohnungs-
käufer und -käuferinnen, die erst
dieses Jahr eine Fixhypothek ab-
schliessenwollen, ist es deutlich
teurer geworden. So muss im
Schnittmit einerVerzinsung von
3,3 Prozent gerechnet werden.
«Diese Differenz von knapp zwei
Prozentmacht für denHypothe-
karnehmer sehr viel aus. Vor al-
lem für Personen, die ohnehin
schon Mühe hatten, das nötige
Eigenkapital und Einkommen
zusammenzubekommen, wer-
den sich einen Eigenheimkauf
gut überlegen», unterstreicht
Donato Sconamiglio von der Im-
mobilienberatungsfirma Iazi.

Markante Trendumkehr
Mietenwird also in den meisten
Schweizer Gemeinden attrakti-
ver als der Kauf einer Wohnung
oder eines Hauses,wie eineAus-
wertung von Iazi ergeben hat.
«Dies gilt selbstverständlich un-
ter derAnnahme, dass das Zins-
niveau hoch bleibt oder sogar
weitersteigt,wiewir es momen-
tan prognostizieren», erklärt der
Immobilienexperte.

In derAnalyse hat Iazi berech-
net, wie viel der Kostenunter-
schied über zehn Jahre hinweg
ausmacht, wenn man eine typi-
sche Neubauwohnung mit
4,5 Zimmern und Balkon zu ei-
nem festen Zinssatz von 3,3 Pro-
zent kauft oder sie für zum
marktüblichen Preis mietet.

Vergangenes Jahr war es le-
diglich in den Gemeinden am
Zürichsee, in einigen Gemein-
den im Kanton Zug sowie in Ba-
sel wegen der hohen Immobili-
enpreise an diesen Lagen güns-
tiger, Immobilien zu mieten, als
sie zu kaufen. Dieses Jahr hinge-
gen –mit der Zinswende – ist es

in einem Grossteil der über
2200 Gemeinden in der Schweiz
preislich viel attraktiver gewor-
den, ein Objekt zumieten, als es
zu kaufen.

Nicht in Panik verfallen
«Wer mit Zinsunsicherheiten
umgehen kann, kann eine Saron-
Hypothek abschliessen und da-
rauf hoffen, dass die Saron-Zin-
sen nicht zu starkweitersteigen.
Wer aber erst jetzt eine Fest-
hypothek abschliesst oder für
Hauseigentümer, deren Fest-
hypothek bald ausläuft, dermuss
sich gut überlegen, ob er dies
finanziell tragen kann», erklärt
Sconamiglio. Da bei der Kredit-
vergabe eine Tragbarkeitsregel
von fünf Prozent Standard sei,
müsse man aber auch nicht in
Panik verfallen: «Von so einer
hohen Verzinsung sind wir ja

noch weit weg», unterstreicht
Sconamiglio.

Lieber mieten als kaufen, das
ist also die Devise. Doch stellt
sich hier das Problem, wo man
heutzutage überhaupt eine be-
zahlbare Mietwohnung findet.
Schweizweit stehen gemäss Iazi
und dem Bundesamt für Statis-
tik nur 61’000 Mietwohnungen
frei – das sind 1,3 Prozent aller
Wohneinheiten auf dem Markt.
Die Lage ist für Wohnungssu-
chende also dieses Jahrnoch pre-
kärer geworden. «Letztes Jahr
hatten wir eine Leerstandsquo-
te von 1,54 Prozent. Die Woh-
nungsknappheit wird vor allem
in den Zentren noch weiter zu-
nehmen», erklärt Sconamiglio.

Gründe dafür sind etwa die
hohe Zuwanderungsrate sowie
die rückläufige Bautätigkeit. Ge-
mäss «Immobilien-Barometer»

der Immobilienberatungsfirma
Wüest Partner müsste die Neu-
bautätigkeit mindestens 15 Pro-
zent höher liegen, als derzeit er-
wartet wird. Vor allem in den
bevölkerungsreichen Kantonen
Zürich, Waadt und Genf müsste
die Neubautätigkeit zulegen.

Regional lassen sich aber auch
grosse Unterschiede bei den
Leerständen ausmachen. Wäh-
rend im Jura und imTessin noch
bis zu 3 Prozent derWohnungen
leer stehen, müssen in der Stadt
Zürich teilweise bis zu 500 Be-
werber bei der Besichtigung ei-
ner Wohnung ihr Glück versu-
chen. Hier gibt es weniger als
200 Leerwohnungen.

Ein Grund zumAufatmen für
Wohnungssuchende in Zürich
gibt es aber, denn die Mieter-
schaft fluktuiert dort sehr stark,
was den frappantenWohnungs-
mangel wiederum etwas relati-
viert. So ist die Fluktuationsrate
bei privatenMietwohnungenmit
14 Prozent am höchsten. Bei ge-
nossenschaftlichenWohnungen,
die bekanntlich besonders be-
liebt sind, ist sie jedoch nur halb
so hoch.

Mietenwird attraktiver als Kaufen
Zinswende erfasst Immobilienmarkt Wegen des steigenden Zinsniveaus ist es nicht mehr so günstig, einen Kredit fürs Eigenheim
zu bekommen. In denmeisten Schweizer Gemeinden wird es finanziell interessanter zu mieten, statt zu kaufen.

Grosser Andrang: Besichtigungstermin in einer Mietwohnung in der Stadt Zürich. Foto: Reto Oeschger

«Wer erst jetzt
eine Festhypothek
abschliesst,
dermuss sich
gut überlegen,
ob er dies finanziell
tragen kann.»
Donato Sconamiglio
Immobilienexperte Wohnungsleerstand in

Zentren 2022, in Prozent
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Wohnungsleerstand ist
in Zürich am geringsten

Basel 1,20

Bern 0,55

Lausanne 0,49

Genf 0,47

Zürich 0,07


